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Vorwort zur 2. Auflage

A.	Vorwort zur 2. Auflage

Dieses Buch dient als Kompendium des Bank-
wissens und soll grundlegendes Verständnis 
über die Rahmenbedingungen des Bankge-
schäfts vermitteln. 

Die Themenauswahl konzentriert sich auf jene 
Inhalte, deren Kenntnis unter dem Titel „Fit & 
Proper“ als Basiswissen für Organe und Schlüs-
selkräfte erwartet werden und die die wesentli-
chen, insbesondere rechtlichen, Grundlagen des 
Bankbetriebs darstellen. 

Die Themen sind in folgende Abschnitte ge-
gliedert:

�� Bankbetriebslehre
�� Bankprodukte
�� Regulatorischer Rahmen
�� Eigenmittel
�� Liquidität
�� Abwicklung, Mindeststandards und Com-

pliance

Für die zweite Auflage wurden die regulatori-
schen Neuerungen in allen Kapiteln eingearbei-
tet. Wo Neuerungen noch nicht in Kraft bzw. noch 

nicht final umgesetzt sind – wie etwa für den 
Basel IV Themenkomplex – wurden die abseh-
baren Entwicklungen als Exkurs ergänzt, so dass 
sowohl die aktuell gültige Rechtslage als auch 
die zu erwartenden Änderungen dargestellt sind.

Zudem wurde in der zweiten Auflage das Thema 
Non Performing Loans umfassend berücksich-
tigt, da dies seitens des Regulators und der Auf-
sichtsbehörden als wesentlicher Indikator für 
die Stabilität der Branche gewertet wird.

Das Autorenteam hat versucht, die vielfältige und 
komplexe Materie so zu strukturieren und die In-
halte so zu formulieren, dass diese verständlich 
werden und im Gedächtnis bleiben können. 

Dieses Kompendium kann als Nachschlagewerk 
verwendet werden, da die Themen gebündelt 
abgehandelt werden und für das Verständnis 
eines Themenfelds keine weitreichenden Ver-
weise auf das Gesamtwerk gesetzt wurden.

An vielen Stellen wurden aufgrund der weiter-
hin laufenden Entwicklung der Rechtsgrund-
lagen die entsprechenden Quellen hervorge-
hoben, um allfällige Aktualisierungen selbst 
recherchieren zu können.

Kompendium Bankwissen
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Bankbetriebslehre

B.	Bankbetriebslehre

Als ein Zweig der Betriebswirtschaftslehre hat 
sich die Bankbetriebslehre erst im Laufe des 
20. Jahrhunderts umfassend entwickelt. Erste 
Quellen gehen auf Literatur im 18. Jahrhundert 
zurück, wie z. B. die„Beschreibung der Banquen“ 
aus dem Jahr 1717 von Paul Jacob Marperger. 

Erst 1911 wurde an der Universität Köln aus der 
Betriebswirtschaftslehre die Bankbetriebslehre 
als eigenständige „Spezielle Betriebswirtschafts-
lehre“ abgespalten. Lehrveranstaltungen gab es 
zu Zahlungs- und kurzfristigem Kreditverkehr, 
Hypotheken- und Effektenverkehr und zu Be-
triebstechnik der Banken.

Da die klassischen betriebswirtschaftlichen Pro-
duktionsfaktoren und Modelle die Geschäfts-
modelle von Banken nur bedingt darstellen 
können, hat sich mit der Bankbetriebslehre eine 
eigenständige wissenschaftliche Disziplin ent-
wickelt und institutionalisiert. Unabhängig von 
der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre unter-
sucht die Bankbetriebslehre Struktur, Prozesse 
und Organisation des Bankgeschäfts. Besonde-
re Beachtung erfordert auch die dynamische 
Entwicklung des regulatorischen Rahmens der 
Bankgeschäfte.

Die Bankbetriebslehre verfolgt drei wissen-
schaftliche Ziele1:

�� Deskriptionsziel: Es verfolgt eine systema-
tische Erfassung und Darstellung des als 
Erkenntnisobjekt wesentlichen Ausschnitts 
der bankwirtschaftlichen Realität mit Hilfe 
der empirisch deduktiven Forschungsme-
thode. Besondere Bedeutung erhält die 

1	 Siehe zum Beispiel Wikipedia, Bankbetriebslehre.

Beschreibung in der Bankenstrukturlehre 
und der Bankgeschäftslehre.
�� Erklärungsziel: Es verfolgt die wissenschaft-

liche Erklärung und Begründung erfahr- und 
erfassbarer bankwirtschaftlicher Phäno-
mene in intersubjektiv nachvollziehbarer 
Weise. Erklärungsmodelle sollen Systeme 
empirisch basierter Hypothesen bilden, die 
der Aufdeckung funktionaler und kausaler 
Beziehungen dienen.
�� Gestaltungsziel: Das bei der Verfolgung 

der vorher genannten Ziele gewonnene 
Wissen wird hier zum Instrument bei der 
Gestaltung der bankbetrieblichen Realität. 
Dadurch werden wissenschaftliche Erkennt-
nisse in praktisch anwendbare Handlungs- 
und Verhaltensmaximen für die Bankpraxis 
transformiert.

Dieses Skriptum beschreibt die volkswirt-
schaftliche Funktion des Bankwesens und die 
betriebswirtschaftlichen Grundlagen zu Bank-
produkten, zur Bankorganisation und zur Bank-
steuerung.

I.	 Banken in der Volkswirtschaft

Um die volkswirtschaftliche Funktion von 
Banken zu verstehen, muss zunächst hinter-
fragt werden, wie Banken (volkswirtschaftlich) 
zur Wertschöpfung beitragen. Es geht also zu-
nächst um die Frage, warum Banken überhaupt 
existieren.

In einer marktwirtschaftlich organisierten Volks-
wirtschaft schaffen Banken durch ihre Haupt-
tätigkeitsfelder (Finanzierung, Geldanlage und 
Zahlungsverkehr) wichtige Voraussetzungen für 
die Produktion und Distribution von Waren und 
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Dienstleistungen. Sie nehmen daher eine gewis-
se Sonderstellung ein2.

Im volkswirtschaftlichen Güterkreislauf wird 
die Sonderstellung von Banken (im Vergleich 
zu Haushalten, anderen Unternehmen und der 
öffentlichen Hand) deutlich.

In den folgenden Kapiteln werden einige volks-
wirtschaftliche Erklärungsansätze für die Exis-
tenz von Banken angesprochen und schema-
tisch erläutert.

Exkurs: Mikro- und Makroökonomie

Die Begriffe Mikro- und Makroökonomie bezeich-
nen die beiden großen Teilgebiete der Volkswirt-
schaftslehre. Die Mikroökonomie beschäftigt sich 
mit dem Verhalten von einzelnen Wirtschaftssub-
jekten (Unternehmen und Haushalte). Ihre Ent-

2	 Siehe Eilenberger, Bankbetriebswirtschaftslehre, 2012, S. 30.

scheidungen zum Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen auf einem gemeinsamen Markt 
(insbesondere die Entstehung von Marktpreisen) 
sind Untersuchungsgegenstand der Mikroökono-
mie. Eine typische Fragestellung der Mikroöko-
nomie wären beispielsweise die Auswirkungen 
einer Konditionenänderung im Kreditgeschäft 
auf das Volumen der Geschäftsabschlüsse.

Demgegenüber beschäftigt sich die Makro-
ökonomie mit gesamtwirtschaftlichen Phä-
nomenen wie Inflation, Arbeitslosigkeit oder 
Staatsverschuldung auf aggregierter Ebene. Be-
trachtet werden also Phänomene, die viele oder 
alle Wirtschaftssubjekte betreffen bzw. sich aus 
der Summe der Entscheidungen der einzelnen 
Wirtschaftssubjekte ergeben. Eine typische Fra-
gestellung der Makroökonomie wäre beispiels-
weise die Auswirkung einer Leitzinsanhebung 
auf die Arbeitslosigkeit.

Abbildung 1: � Volkswirtschaftlicher Güterkreislauf. (Quelle: Wanger, R: (2014), Leitfaden VWL,  
http://www.wagner-berlin.de/am9.htm)
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1.	 Die Transformationsfunktionen von 
Banken

Als Vermittler zwischen Kapitalangebot und 
-nachfrage erfüllen Banken – neben ihrer Funkti-
on als Träger des Zahlungsverkehrs – diese wei-
tere wesentliche Funktion in einer Volkswirtschaft. 
In der modernen Bankbetriebslehre wird diese 
Funktion mit drei wesentlichen Transformati-
onsleistungen beschrieben:

a)	 Losgrößentransformation

Kapitalgeber und Kapitalnehmer wollen in der 
Regel nicht die exakt gleich großen Beträge han-
deln. Ein Unternehmen benötigt beispielswei-
se für eine Investition einen Kredit über einen 
großen Betrag, während Privatpersonen nur 
einen kleinen Betrag bereitstellen können. 
Durch das Zusammenführen vieler kleiner Spar-
beträge kann die Bank große Kredite bereitstel-
len. Sie übernimmt damit die Funktion der Los-
größentransformation.

Ein typisches Risiko, das mit der Losgrößentrans-
formation einhergeht, ist der Ausfall eines we-
sentlichen Kreditnehmers. Das Aufsichtsrecht 
sieht daher besondere Genehmigungsverfah-
ren, Meldepflichten und Obergrenzen für das 
Volumen von Krediten gegenüber einem ein-
zelnen Kunden oder einer Gruppe verbunde-
ner Kunden vor.

b)	 Fristentransformation

Auch die Zeiträume (Fristen) in denen die Kapi-
talgeber und Kapitalnehmer ihr Geld anlegen 
bzw. aufnehmen wollen, stimmen meistens 
nicht überein. Die Bank übernimmt die Aufga-
be der Fristentransformation (manchmal auch 
als Roll-Over bezeichnet). Sie fasst kurzfristige 

und mittelfristige Einlagen zusammen und ver-
gibt langfristige Kredite.

Bei genauerer Betrachtung kann weiter zwi-
schen der Transformation von Kapitalbindungs-
fristen (kurzfristige Passiva und langfristige 
Aktiva – wird auch als positive Fristentransfor-
mation bezeichnet) und der Transformation von 
Zinsbindungsfristen (fix verzinste Passiva und 
variabel verzinste Aktiva oder vice versa) un-
terschieden werden. Im Geschäftsmodell jeder 
Universalbank stammen Ertragsanteile aus der 
Transformation von Kapital- und Zinsbindungs-
fristen. Diesem Ertrag stehen das Zinsände-
rungs- und (vor allem bei Liquiditätsengpäs-
sen oder schlechter Bonität) das Liquiditätsrisiko 
gegenüber. Um die Fristentransformation ein-
zuschränken und die daraus erwachsenden 
Risiken auf Einzelbank und Systemebene zu 
beschränken, wurden durch Basel III unter an-
derem die beiden neuen Liquiditätskennzahlen 
Liquiditätsdeckungsquote (Liquidity Coverage 
Ratio, LCR) und Stabile Refinanzierungsquote 
(Net Stable Funding Ratio, NSFR) geschaffen. 
Details dazu finden Sie im Kapitel„Liquidität“.

c)	 Risikotransformation

Risikotransformation bedeutet, dass das vom 
Kapitalgeber erwünschte Risiko mit dem Aus-
fallsrisiko des Kapitalnehmers in Einklang ge-
bracht wird.

Ein wesentlicher Bestandteil der Bankleistung ist 
es, das Bonitätsrisiko zu übernehmen. Bei Aus-
fall eines Kreditnehmers muss die Bank die Ein-
lagen zurückzahlen, obwohl der Kredit durch 
diese Einlagen finanziert wurde. Wenn eine Pri-
vatperson Kredite selbst direkt vergeben würde, 
müsste diese einen enormen Aufwand betrei-
ben, um ausreichende Bonitätsinformationen 
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über den Kreditnehmer zu bekommen. Der Auf-
wand der Informationsbeschaffung würde, be-
sonders bei kleinen Einlagen, in keinem Verhält-
nis zu den Zinserträgen stehen.

Die Steuerung der Risiken, die sich für die Bank 
aus der Übernahme des Bonitätsrisikos ergeben, 
ist von zentraler Bedeutung, sowohl auf Einzel-
geschäfts- als auch auf Gesamtbankebene. De-
tails zu dieser Thematik werden insbesondere 
im Kapitel „Elemente der Banksteuerung“ sowie 
in den Abschnitten „Eigenmittel“ und „Mindest-
standards“ erläutert.

2.	 Banken als Informationsexperten

Aus makroökonomischer Sicht tragen die oben 
erläuterten Funktionen von Banken zur Schaf-
fung von Wohlstand (bzw. Wachstum) durch 
effiziente Kapitalallokation bei. Durch die oben 
beschriebenen Vermittlerfunktionen kann Ka-
pital dort eingesetzt werden, wo es das größte 
Wachstum generiert.3

Für das Funktionieren eines Finanz- oder Kapi-
talmarktes ist es unerlässlich, dass Kapitalgeber 
(Sparer, Anleger) über Informationen verfügen, 
wer das von ihnen zur Verfügung gestellte Kapi-
tal wie verwendet. In einem Kapitalmarkt ohne 
Banken als Finanzintermediäre müsste sich jeder 
Kapitalgeber selbst um die Beschaffung dieser 
Informationen und um die laufende Kontrolle 
kümmern. Da dies sehr aufwändig wäre, würde 
der Verwender des zur Verfügung gestellten Ka-
pitals regelmäßig über mehr Information verfü-
gen als der Kreditgeber (sogenannte asymmet-
rische Information).

3	 Siehe Turner, 2010.
4	 Anmerkung:„Lemons“ entspricht in diesem Kontext etwa dem deutschen Begriff„Montagsauto“.
5	 George Akerlof, The Market for Lemons, 1970. 2001 gemeinsam mit Michael Spence und Joseph E. Stiglitz mit dem Wirtschaftsnobelpreis 

ausgezeichnet.

Asymmetrische Informationen stellen für das 
Funktionieren jedes Marktes regelmäßig ein Pro-
blem dar (Adverse Selection und Moral Hazard).

Exkurs: Adverse Selection und Moral Hazard

Adverse Selection (negative Auswahl) be-
schreibt einen Prozess, bei dem es in einem 
Markt mit asymmetrischen Informationen sys-
tematisch zur Bildung eines verfälschten Preises 
und somit zur Verdrängung eines Teils der An-
bieter kommt. Dies lässt sich an Hand des „Le-
mons-Problems“4 des Ökonomen George Aker-
lof5 leicht zeigen:

Auf einem Markt für Gebrauchtwagen werden 
Fahrzeuge unterschiedlicher Qualität ange-
boten. Die Information, welche Fahrzeuge die 
„Lemons“ (also jene von schlechterer Qualität) 
sind, ist allerdings nur den Verkäufern bekannt. 
Die Käufer werden ihre Qualitätserwartung (und 
somit den Preis den sie zu zahlen bereit sind) am 
Durchschnitt der gebotenen Qualität ansetzen. 
Die Verkäufer der„guten“ Fahrzeuge werden 
jedoch nicht bereit sein, zu diesem Preis zu 
verkaufen, da deren Qualität über dem Durch-
schnitt liegt. Für die Verkäufer der„Lemons“ ist 
der Durchschnittspreis jedoch attraktiv. Somit 
werden die „guten“ Anbieter durch die unvoll-
ständige Information der Käufer vom Markt ge-
drängt, sodass nur noch Fahrzeuge schlechte-
rer Qualität auf dem Markt angeboten werden.

Moral Hazard (moralisches Risiko) beschreibt die 
Gefahr von unerwünschtem Fehlverhalten auf 
Grund von unvollständigen Informationen oder 
der Risikoübernahme durch Dritte bzw. einer 
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Gruppe. So erhält ein Autofahrer, der durch 
eine Vollkasko-Versicherung im Schadensfall 
keine Kosten tragen muss, einen Anreiz zu risi-
koreicherem Fahren. Bedroht vom Moral Hazard 
ist in diesem Fall der Versicherer.

Banken können diese Informationsungleich-
heit von Anleger und Schuldner zwar nicht be-
seitigen, allerdings können sie Informationen 
sehr viel effizienter sammeln und verarbeiten 
als Einzelpersonen (z. B. im Rahmen von Boni-
tätsprüfungen). Sie haben (da sie regelmäßig in 
relativ großem Umfang Kredite an ein einzel-
nes Unternehmen vergeben haben) ein grö-
ßeres Interesse an der Kontrolle eines Schuld-
ners als Einzelpersonen, die nur einen kleinen 
Teil eines Gesamtkredits im Streubesitz halten 
(sogenanntes Free Rider Problem: Ein Kreditge-
ber von vielen wird eher hoffen, dass einer der 
anderen Kreditgeber die aufwändige Kontrol-
le des Schuldners übernimmt). Zudem haben 
Banken tendenziell langfristige Beziehungen zu 
ihren Kreditnehmern. 

Dies ermöglicht die langfristige Sammlung 
von Informationen, wodurch weniger Spiel-
raum für „Verstecktes“ bleibt (womit wieder-
um Moral Hazard und Adverse Selection redu-
ziert werden). Zudem ist der Verzicht auf Moral 
Hazard (durch angemessenes Verhalten) für 
den Kreditnehmer eine Investition in seine Re-
putation, was ihm wiederum zukünftig leichter 
Zugang zu Kapital ermöglicht. Die Anreize für 
Verhalten, das dem Anleger (Kapitalgeber) scha-
det, sinken also.6 Durch die Fokussierung auf die 
Informationsverarbeitung an der Schnittstel-
le von Kapitalangebot und -nachfrage können 
Banken zudem die sogenannten„Economies of 
Scope, Scale and Learning“ nutzen. Die Bank 

6	 Siehe Arnold, Makroökonomik, 2006, S. 252.

schafft somit durch ihre Expertenstellung als 
professioneller Informationsverarbeiter einen 
volkswirtschaftlichen Mehrwert.

Exkurs: Economies of Scope, Scale and 
Learning

Mit den sogenannten „Economies of“ Effekten 
werden Effizienzsteigerung in Unternehmen 
und deren Gründe beschrieben.

Mit Economies of Scope (Verbundeffekt) wird 
der Effekt umschrieben, dass verschiedene Pro-
dukte von einem Unternehmen gemeinsam 
kosteneffizienter produziert werden können 
als jeweils für sich alleine (Beispiel: Ein Unter-
nehmen, das Käse produziert, kann Verbund-
effekte nutzen, um zugleich fettarme Milch 
zu produzieren. Dadurch wird die Herstellung 
von Käse und fettarmer Milch effizienter als 
in einem Unternehmen, das nur eines dieser 
beiden Produkte herstellt.) Unter Economies of 
Scale (Skaleneffekten) wird die Beziehung zwi-
schen eingesetzten Produktionsfaktoren (z. B. 
Arbeitskraft) und Produktionsmenge verstan-
den. Positive Skaleneffekte liegen vor, wenn 
die Produktionsmenge bei Erhöhung der ein-
gesetzten Produktionsfaktoren überproportio-
nal steigt, die Kosten für ein zusätzlich produ-
ziertes Stück im Verhältnis zu den bestehenden 
Produktionskosten also sinken (z.  B. Massen-
produktion). Auch negative Skaleneffekte sind 
möglich, beispielsweise wenn in der Landwirt-
schaft durch den Einsatz von mehr Produktions-
mitteln (z. B. Dünger) keine Produktionssteige-
rung mehr möglich ist. Economies of Learning 
(interner Skaleneffekt) beschreibt den Effekt, 
dass mit zunehmender kumulierter Produkti-
onsmenge eine effizientere Produktion mög-
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lich ist (z. B. durch organisatorische und techni-
sche Maßnahmen und durch Qualifikation der 
Mitarbeiter).

Exkurs: Erklärungsmodelle für die Existenz 
von Banken

In der volkswirtschaftlichen Annahme des voll-
ständigen Marktes besteht keine Grundlage 
für die Existenz von Banken. Zur Begründung 
ihrer Existenz bestehen in der Literatur zwei 
Hauptrichtungen, zu denen folgende Aufsätze 
einen Einstieg bieten können:

�� Anthony Santomero: Modeling the Banking 
Firm (1984) in Journal of Money, Credit and 
Banking (Einsparung von Transaktionskos-
ten durch die Zusammenfassung von klei-
nen Operationen zu größeren).
�� Douglas Diamond: Financial Intermediation 

and Delegated Monitoring (1984) in Review 
of Economic Studies (Der Abbau von asym-
metrischen Informationen ist kosteninten-
siv. Banken können dies günstiger als Pri-
vatpersonen).

3.	 Der Bankenmarkt in Österreich

Im internationalen Vergleich findet sich in Ös-
terreich ein ungewöhnlich dichtes Bankennetz. 
In den letzten beiden Jahrzehnten war der Fi-
nanzsektor in Österreich von zahlreichen Über-
nahmen und Konsolidierungen gezeichnet. Bei-
spielsweise sank die Anzahl der Kreditinstitute 
(Hauptstellen) in Österreich von 923 im Jahr 
2000 auf 622 mit Ende des 2. Quartals 20187. 
Historisch bedingt profitierte der österreichi-
sche Bankenmarkt lange Zeit vom sehr strengen 

7	 Siehe OeNB, Anzahl der Kreditinstitute nach Sektoren.
8	 Siehe OeNB, Fakten zu Österreich und seinen Banken, April 2015, S. 21 ff.

Bankgeheimnis, das seit dem EU Beitritt Öster-
reichs immer wieder gelockert wurde und wird8.

Seit den 1990er-Jahren begannen umfangreiche 
Engagements in Zentral- und Osteuropa durch 
österreichische Banken. Tochtergesellschaften 
und Kreditengagements in dieser Region finden 
sich nach wie vor als zentrale Ertrags- und Risi-
kotreiber in den Bilanzen vor allem der österrei-
chischen Großbanken, was regelmäßig auch von 
Seiten der Aufsichtsbehörden Beachtung findet.

a)	 Struktur des Bankenmarktes

Für die Anwendungsintensität einer Vielzahl von 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben sind Komplexität, 
Risikostruktur und Größe des jeweiligen Kredi-
tinstituts maßgeblich (Proportionalitätsprinzip). 
Im Hinblick auf diese Faktoren sollte das jeweili-
ge Institut mit der in Österreich vorzufindenden 
Bankenlandschaft verglichen werden. Für Groß-
banken auch relativ zu Europa. In der österrei-
chischen Bankenlandschaft lassen sich grob fünf 
Typen von Banken identifizieren:

Großbanken: Universalbanken mit Heimmarkt 
in Österreich, Zentral- und Osteuropa (z. B. Erste 
Group Bank AG, Raiffeisen Bank International AG 
und BAWAG P.S.K, Sonderstellung der UniCre-
dit Bank Austria AG (Zurechnung zur italieni-
schen Mutter)).

Regionalbanken bieten in der Regel alle am Markt 
gängigen Bankprodukte an, allerdings weniger 
spezialisiert und in einem enger begrenzten geo-
graphischen Markt als Großbanken (z. B. Raiffei-
senlandesbanken, 3 Banken Gruppe, Volksbanken 
Gruppe, Landeshypothekenbanken).
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Tochtergesellschaften internationaler Banken 
bieten oft komplexe und hoch spezialisierte Pro-
dukte an. Die Geschäftsstrategie wird durch das 
Mutterinstitut gesteuert. (z. B. Deutsche Bank 
Österreich AG, LGT Bank Österreich AG).

Privat- und Spezialbanken bieten in der Regel 
spezialisierte Produkte für einen bestimm-
ten Kundenkreis in einem lokal beschränkten 
Markt oder österreichweit an. Teilweise gelten 
besondere regulatorische Vorgaben, (z. B. Bau-
sparkassen, Bankhaus Schelhammer & Schatte-
ra AG, Bank Gutman AG).

Lokalbanken sind auf einen begrenzten lokalen 
Markt fokussiert. Zentrale Funktionen werden 
oft auf zentral organisierter oder konsolidierter 
Ebene für den gesamten Sektor wahrgenom-
men (z. B. Raiffeisenkassen, Sparkassen).

In Sanierung bzw. Abwicklung befindliche Ins-
titute: In der Vergangenheit sind mehrere grö-
ßere Kreditinstitute in Österreich in Schieflage 
geraten und wurden bzw. werden aufgespal-
ten und teilweise abgewickelt (Kommunalkre-
dit AG, HETA Asset Resolution AG (vormals Hypo 
Group Alpe Adria AG), Immigon Portfolioabbau 
AG (vormals Österreichische Volksbanken AG).

Alternativ lässt sich der österreichische Banken-
markt auch in Sektoren unterteilen.

aa)	 Sparkassensektor

Die erste Stufe bilden eigenständige Sparkassen 
und die Erste Bank der österreichischen Sparkas-
sen AG (EBOE) als Leitinstitut. Während eigen-
tumsrechtlich unabhängige Sparkassen beste-
hen, hällt die Erste Group Bank AG neben ihren 
Beteiligungen in Zentral- und Osteuropa über 
ihre 100 % Tochter Erste Bank Österreich Mehr- 

und Minderheitsbeteiligungen an großen Spar-
kassen (z. B. Tiroler Sparkasse, Salzburger Spar-
kasse, Steiermärkische Sparkasse, Allgemeine 
Sparkasse OÖ). Fast alle österreichischen Spar-
kassen stehen untereinander im Haftungsver-
bund. Teilweise werden Funktionen (z. B. Marke-
ting, IT, Mitarbeiterweiterbildung) von zentralen 
Servicestellen im Verbund übernommen. Außer-
dem bestehen Tochterinstitute mit speziellen 
Funktionen, wie beispielsweise die sBauspar-
kasse, die Immorent (Leasing) oder Die Zweite 
Wiener Vereins-Sparcasse („Zweite Sparkasse“ 
mit Angeboten für Menschen, die üblicherweise 
von Bankdienstleistungen ausgeschlossen sind).

bb)	 Raiffeisensektor

Die erste Stufe (Primärstufe) bilden eigenständi-
ge Raiffeisenbanken. Darunter (in deren Eigen-
tum) stehen acht Raiffeisen Landeszentralen, 
worunter mit der Raiffeisen Bank Internatio-
nal (RBI) wiederum ein Spitzeninstitut steht, 
das vor allem Serviceaufgaben wahrnimmt 
und als Kommerz- und Investmentbank fun-
giert. Zudem bestehen zahlreiche spezialisierte 
Tochterbanken bzw. -unternehmen, die sowohl 
Leistungen für den Sektor (Ausbildung, IT, Infra
struktur) als auch für Kunden (z. B. Leasing, Bau-
sparkasse, Factoring etc.) erbringen. Diese Un-
ternehmen stehen im Eigentum der RBI oder 
einzelner bzw. mehrerer Landesbanken.

cc)	 Volksbankensektor

Der Volksbankensektor erlebte in jüngerer Ver-
gangenheit durch die Abspaltung des ehemali-
gen Spitzeninstituts (Österreichische Volksban-
ken AG, ÖVAG) als Bad Bank eine Neuordnung. 
Große Teile des ehemaligen Spitzeninstituts 
ÖVAG werden unter dem Namen Immigon 
Portfolioabbau AG gemäß Bankensanierungs- 
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und Abwicklungsgesetz (BaSAG) abgewickelt. 
Im Laufe der letzten Jahre wurden durch Fusi-
onen neun Regionalbanken gebildet. Das Spit-
zeninstitut ist die Volksbank Wien AG, die vor 
allem für den Liquiditätsausgleich zwischen den 
Volksbanken sorgen und allfällige überschüssi-
ge Liquidität veranlagen soll.

b)	 Volkswirtschaftliches Umfeld

Derzeit können österreichische Banken von 
einem günstigen wirtschaftlichen Umfeld pro-
fitieren; Österreichs BIP wuchs in 2017 um 3,0 % 
und die Anpassungen der Geschäftsmodelle in 
den letzten Jahren zeigen Wirkung. Nichtsdes-
totrotz sind die Banken weiterhin gefordert ihre 
Kosteneffizienz zu verbessern und ihre Risiko
tragfähigkeit zu erhöhen.

Die verbesserte wirtschaftliche Lage in Zent-
ral- und Osteuropa wirkt sich positiv auf öster-
reichische Tochterbanken und deren Risikovor-
sorgen aus. Maßnahmen der österreichischen 
Aufsicht im Bereich der Fremdwährungskredi-
ten zeigen sich weiterhin erfolgreich, jedoch ist 
weitere Arbeit zur Eindämmung der Risiken und 
Steigerung der Rentabilität erforderlich. Weiter-
führende Informationen finden sich in der Publi-
kation „Fakten zu Österreich und seinen Banken“ 
der Österreichischen Nationalbank vom April 
2018 und in deren halbjährlich erscheinenden 
Finanzmarktstabilitätsberichten.

II.	 Elemente der Banksteuerung

Die professionelle und integrierte Steuerung 
von Ertrag und Risiko ist für den Betrieb einer 
Bank sowohl aus betriebswirtschaftlicher als 
auch aus regulatorischer Sicht unerlässlich.

9	 Siehe z. B. Liebau, G., Marktorientierte Organisation in Kreditinstituten, Göttingen 1982. Stein, J. H., v./Terrahl,J. (Hrsg.), Handbuch Bankor-
ganisation, Wiesbaden 1991).

Unter dem Schlagwort Gesamtbanksteuerung 
wird die Messung und Steuerung von Erträgen 
und Risiken verstanden, wobei die Teilbereiche 
Vertrieb, Steuerung und Produktion als ineinan-
der verzahnte Teile der Bank verstanden werden 
müssen.

1.	 Grundsätze der Bankorganisation

Bankorganisation kann grundsätzlich als die Ein-
teilung der Bank in Bereiche, Stellen, Ressorts, 
Abteilungen, etc. (Aufbauorganisation) und die 
darauf aufbauenden Prozesse (Ablauforganisa-
tion) verstanden werden9.

Eine Organisation kann in diesem Zusammen-
hang nach verschiedenen Kriterien gestaltet 
sein: Eine produktionsorientierte Organisation 
wird vor allem von den zur Leistungserstellung 
notwendigen Faktoren bzw. Arbeitsschritten be-
stimmt und die Abteilungen bzw. Zuständigkei-
ten werden auf diese zugeschnitten. Stabsab-
teilungen unterstützen die produzierenden 
Leistungsabteilungen. Dies ermöglicht eine kos-
teneffiziente (da auf die jeweiligen Arbeitsschrit-
te spezialisierte) Produktion. Für Banken typisch 
wäre in diesem Zusammenhang eine Organisa-
tion nach Produkten.

Hauptnachteil einer solchen Organisationsstruk-
tur ist das erschwerte Eingehen auf die Bedürf-
nisse von Kunden bzw. Kundengruppen. Bei 
einer absatz- oder marktorientierten Organi-
sation ist die Aufbauorganisation demgegen-
über verstärkt auf Kundengruppen ausgerichtet.

In der modernen Bankpraxis haben sich weitest-
gehend Mischformen dieser beiden Grundhal-
tungen etabliert, um die Kostenvorteile einer 
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produktionsorientierten Organisation mit der 
besseren Kundenbetreuung (und somit Absi-
cherung der Marktanteile) einer marktorien-
tierten Organisation zu verbinden.

Als Rahmen für die Bankorganisation spielen 
zudem die aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen (Teilung von Markt und Marktfolge, Schaf-
fung von unabhängigen und getrennten Funkti-
onen wie Compliance und Revision, Einbindung 
der Geschäftsleitung in die Steuerung) eine we-
sentliche Rolle.

2.	 Grundlagen der Gesamtbanksteuerung

Die Gesamtbanksteuerung steht vor der He-
rausforderung, alle Risikotreiber des Geschäfts-
modells zu identifizieren, zu integrieren und 
sicherzustellen, dass eine nachhaltige Trag-
fähigkeit sowohl für normale wie auch extre-

me Risiken (Stress, Schock) gegeben ist. Diese 
Tragfähigkeit kann nachhaltig nur gewährleis-
tet sein, wenn Risiken (in Form von Risikokosten 
für Bonität, Kapital, Liquidität, Zinsänderung, 
operationelle Risiken, etc.) jenen Positionen 
zugerechnet werden, die diese tatsächlich ver- 
ursachen.

Im Rahmen von Vorgaben wie dem Internen 
Kapitaladäquanzverfahren (Internal Capital 
Adequacy Assessment Process, ICAAP), dem 
Internen Liquiditätsadäquanzverfahren (Inter-
nal Liquidity Adequacy Assessment Process, 
ILAAP) und dem aufsichtsrechtlichen Überprü-
fungs- und Überwachungsprozess (Supervisory 
Review and Evaluation Process, SREP) steht Ge-
samtbanksteuerung auch verstärkt im Fokus der 
nationalen und europäischen Aufsichtsbehör-
den. Details zu den Vorgaben finden Sie in den 
Kapiteln „Eigenmittel“ und„Liquidität“.

Abbildung 2: � Schema der Handlungsfelder der Gesamtbanksteuerung. (Quelle: in Anlehnung an Zeranski, 
Gesamtbanksteuerung in der Praxis, S. 87 ff.)


